
Collage: Gerd Sadzinski

Ziele zu erreichen, wurden in den 
USA, in der BRD, in Großbritan
nien spezielle Lenkungsstäbe ge
schaffen, in deren Händen die 
gesamte stabsmäßige Führung 
und Organisierung der propagan
distischen Gegenoffensive liegt. 
Im Zentrum der ideologisch-pro
pagandistischen Aktivitäten 
stand und steht die Verbreitung 
der antisowjetisch geprägten Be
drohungslüge in den vielfältig
sten Variationen.
Da scheuen sich die aggressiv
sten Kreise des Imperialismus 
nicht im geringsten, das erlogene 
Argument zu verbreiten, ohne ih
ren Druck auf die Sowjetunion 
wären die Genfer Verhandlungen 
nicht zustandegekommen. Die 
Demagogie dieses Vorgehens 
entlarvt sich, wenn man zum Bei
spiel an das Abstimmungsverhal
ten der USA zu den Abrüstungs
initiativen der 39. UN-Vollver- 
sammlung und an die USA-Hal- 
tung zu den sowjetischen Abrü
stungsvorschlägen erinnert. Alles 
wurde abgelehnt oder durch 
Stimmenthaltung negiert; es gab 
nicht eine positive Antwort und 
erst recht keinen konstruktiven 
Vorschlag.
Natürlich fehlt auch der Oberbe
fehlshaber der NATO, General 
Rogers, nicht im Chor derjeni
gen, die lauthals tönen, daß die 
NATO die größte Friedensbewe
gung sei. Und das sagt dieser 
Herr, obwohl auf das Konto die
ser Organisation die Vorwärts
strategie, die Befürwortung des 
Anhebens der nuklearen 
Schwelle, des Atomraketenerst
schlags, des Aufstockens der 
konventionellen Waffen usw. usf. 
kommen.
Besonders gefährlich sind gegen
wärtig jene Bestrebungen, die 
darauf hinauslaufen, die Öffent
lichkeit über die aggressiven 
Ziele der USA-„Sternen- 
kriegs"-Pläne irrezuführen. Mit 
einem kaum zu überbietenden 
Propagandaaufwand versuchen 
die aggressivsten imperialisti
schen Kräfte, die kosmischen Mi
litarisierungspläne in eine Initia
tive zur „Friedenssicherung" und
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„Kriegsverhinderung" umzufäl
schen. So behauptet der US-Prä- 
sident R. Reagan, die soge
nannte strategische Verteidi
gungsinitiative sei „eine bessere 
Garantie für den Frieden ... als je
des andere bisherige System." 
Diese heuchlerische Behauptung 
wird mit dem pseudowissen
schaftlichen Argument gestützt, 
wonach die SDI-Initiative „nicht 
Menschen umbringen, sondern 
Waffen vernichten" und den 
Weg dazu bereiten würde, „die 
Welt von der Gefahr einer nukle
aren Vernichtung" zu befreien.
In die gleiche Richtung zielen 
„Argumente", denen zufolge die 
USA-Weltraummilitarisierungs- 
pläne als ein Weg glorifiziert wer
den, der es ermöglichen würde, 
„mit immer weniger Waffen Frie
den zu schaffen".
Den Verfechtern der Weltraum
militarisierung geht es in Wirk
lichkeit doch aber um ganz an
dere Ziele: Siö wollen über die
sen Weg militärische Überlegen
heit erreichen und der Sowjet
union die Möglichkeit des ver
nichtenden Gegenschlages neh
men; sie gehen, wie dies der Un
terstaatssekretär des Pentagons 
Aldridge betonte, von dem stra
tegischen Kalkül aus, „diejenige 
Nation, die den Weltraum kon
trolliert, kann die Welt beherr
schen".

Da lassen die konfrontativen 
Kräfte der NATO-Staaten und 
ihre Propagandaeinrichtungen 
auch nichts unversucht, um die 
Friedensbewegung, ihre Reprä
sentanten und deren Aktivitäten 
durch eine Flut von Beschimpfun
gen zu diffamieren, zu denunzie
ren und letztlich zu unterstellen, 
die Friedensbewegung sei eine 
Bewegung der „Kriegsförderer". 
Der Diffamierung der Friedens
bewegung liegt das Bestreben zu
grunde, das Bündnis unter
schiedlicher sozialer und politi
scher Kräfte, insbesondere zwi
schen Kommunisten und Sozial
demokraten, zu verteufeln. Ein 
wesentliches Resultat der Frie
densbewegung besteht ja gerade 
im Zustandekommen breiter poli
tischer Bündnisse. Nichts - und 
das lehrt die Geschichte des 
Kampfes der Arbeiterbewegung 
- fürchtet der Imperialismus 
mehr, als einheitliches politi
sches Handeln und Denken der 
Arbeiterklasse und ihrer Organi
sationen.
Darum richtet sich der Verleum
dungsfeldzug der herrschenden 
Kreise in den NATO-Staaten mit 
einer kaum vorstellbaren Verbis
senheit gegen gemeinsame Ak
tionen von Kommunisten und So
zialdemokraten in der Friedens
bewegung. Behauptungen wie 
„Teile der SPD würden sich zu
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